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§ 1  Einführung und Gang der Darstellung

A.  Einführung in den Untersuchungsgegenstand

Ein erster Zugang zu den in dieser Arbeit angestellten Überlegungen eröff-
net sich mit einem Blick auf zwei Urteile des Bundesgerichtshofs aus den Jahren 
2007 und 2013, die beide auf denselben Ausgangssachverhalt zurückgehen:1 Der 
Vorstand eines Sportvereins veräußerte nach einem zustimmenden Beschluss der 
Mitgliederversammlung den wesentlichen Vermögensgegenstand des Vereins, ein 
Grundstück mit Wasserzugang, das von der Ruderabteilung genutzt wurde. Diese 
klagte dagegen und begehrte die Feststellung der Nichtigkeit von Zustimmungs-
beschluss, Grundstückskauf- und Auflassungsvertrag. In seiner Entscheidung aus 
dem Jahr 2007 folgte der BGH dem hinsichtlich des Zustimmungsbeschlusses, den 
er wegen eines Ladungsmangels für nichtig hielt,2 wies die Klage im Übrigen aber 
ab. Entgegen der Auffassung der Klägerin scheitere die Wirksamkeit der Grund-
stücksveräußerung schon deswegen nicht an den Grundsätzen über den Miss-
brauch der Vertretungsmacht, weil der Vorstand seine im Innenverhältnis gesetz-
ten Befugnisse nicht überschritten habe. Zwar liege aufgrund des Ladungsmangels 
kein zustimmender Beschluss der Mitgliederversammlung vor. Doch fehle es eben 
auch an einer rechtlich verbindlichen Ablehnung durch diese, weswegen sich der 
Vorstand in der gleichen Situation wie vor der Beschlussfassung befunden habe, als 
weder ein positives noch negatives Votum vorlag. Der Vereinsvorstand sei somit 
mangels einer internen Bindung ohne jede Beschränkung zum Verkauf des Grund-
stücks berechtigt gewesen.3 In der Entscheidung über den Folgerechtsstreit, dessen 
Gegenstand die Räumung des Grundstückes war, hat der BGH diese Auffassung 
noch einmal bestätigt.4

In der Literatur ist im Anschluss an die Entscheidung aus dem Jahr 2007 die 
Frage aufgeworfen worden, ob der Vorstand bei einem für den Verein derart wich-
tigen Geschäft tatsächlich frei von jeder Bindung im Innenverhältnis handeln 
durfte.5 Zweifel daran könnten sich zunächst aus der Vereinssatzung ergeben. Die 
insoweit denkbaren Ansatzpunkte führen jedoch im konkreten Fall nicht weiter: 

1  s. BGH NJW 2008, 69; BGH NZG 2013, 466; der Sachverhalt wird im Text stark ver-
einfacht dargestellt.

2  s. zu den im Zusammenhang mit der Beschlussanfechtung aufgeworfenen Fragen 
K. Schmidt, in: FS Reuter, S. 345 ff.

3  s. BGH NJW 2008, 69, 75.
4  BGH NZG 2014, 466, 467.
5  s. Grunewald, GesR, § 8 Rn. 57; Terner, NJW 2008, 16, 19 f.; s.a. Leuschner, Kon-

zernrecht, S. 115.
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Eine spezielle Zuständigkeitsregelung, aus der sich ein Mitwirkungsanspruch der 
Mitgliederversammlung hätte ableiten lassen, wird im Urteil nicht erwähnt und 
war in der Satzung offenbar nicht enthalten. Der BGH zog allerdings in Betracht, 
dass die Grundstücksveräußerung möglicherweise dann als eine (von der Mitglie-
derversammlung zu beschließende) Satzungsänderung aufzufassen sein könnte, 
wenn sie die faktische Auflösung der Ruderabteilung als einer satzungsmäßig ge-
schaffenen Abteilung zur Folge habe. Da die Ruderabteilung für die Ausübung des 
Rudersports aber nicht auf den konkreten Wasserzugang des veräußerten Grund-
stücks angewiesen sei, komme es darauf an, ob geeignete Ersatzgrundstücke für 
die Ausübung des Rudersports gefunden werden könnten, wozu das Berufungs-
gericht noch die erforderlichen tatsächlichen Feststellungen zu treffen habe.6 Erst 
recht war der satzungsmäßige Vereinszweck von der Grundstücksveräußerung 
nicht betroffen.7 Auch ein Blick ins Gesetz hilft bei der Lösung der Zuständig-
keitsfrage nicht unmittelbar weiter. Eine Vorschrift wie die des § 116 Abs. 2 HGB, 
unter die sich das Grundstücksgeschäft möglicherweise subsumieren ließe, kennt 
das Vereinsrecht nicht.8

Deswegen verwundert es nicht, wenn die genannten Literaturstimmen auf einer 
anderen Ebene ansetzen. Eine Urteilsbesprechung führt insoweit aus, der Bundes-
gerichtshof verkenne die sich aus der „Holzmüller-Doktrin“ sinngemäß auch für 
das Vereinsrecht ergebenden Beschränkungen für das Handeln des Vereinsvor-
stands.9 Ein Zustimmungsbeschluss der Mitgliederversammlung sei nach diesen 
Grundsätzen aber zwingend erforderlich gewesen, da das Clubhaus eine wesentli-
che Grundlage für das Vereinsleben darstelle und insbesondere für den Rudersport 
die Funktion einer „Betriebsgrundlage“ erfülle.10 Von anderer Seite wird etwas 
zurückhaltender ausgeführt, der Vorstand hätte die Mitgliederversammlung bei 
einer solchen Maßnahme von „essentieller Bedeutung“ wohl doch befragen müs-
sen.11 Beide Bemerkungen zielen auf unterschiedliche Weise auf die Feinabstim-
mung der Kompetenzverteilung zwischen Mitgliederversammlung und Vorstand 
unterhalb der Schwelle unmittelbar einschlägiger Regelungen in Gesetz oder Sat-
zung. Während die erste Stellungnahme den Anschluss an ein aktienrechtliches 
Begründungsmuster sucht, scheint die zweite eher an Überlegungen anzuknüpfen, 
wie man sie aus dem GmbH-Recht kennt, wo mit unterschiedlicher Intensität über 
Vorlagepflichten für ungewöhnliche oder unter anderen Gesichtspunkten heraus-
gehobene Geschäftsführungsmaßnahmen nachgedacht wird. Beide Ansätze wer-

6  BGH NZG 2013, 466, 467 f.; s.a. bereits BGH NJW 2008, 69, 73.
7  BGH NZG 2013, 466, 467 (gegen KG II ZR 169/11 als Vorinstanz).
8  Der (erst in BGH NZG 2013, 466 mitgeteilte) Umstand, dass das Vermögen des Ver-

eins „im Wesentlichen aus dem Grundstück“ bestehe, führt allerdings zu der Frage, ob 
nicht eine analoge Anwendung von § 179a AktG in Betracht kommt; s. dazu noch unten § 7 
A.III.1.c)aa) und D.I.1.

9  s. Terner, NJW 2008, 16, 19 f.
10  s. Terner, NJW 2008, 16, 19 f.
11  s. Grunewald, GesR § 8 Rn. 57; s.a. Leuschner, Konzernrecht, S. 115.
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fen – auch losgelöst vom konkreten Fall – weitergehende Fragen auf. Das schließt 
auch ihr Verhältnis zueinander ein.

In der „Holzmüller“-Entscheidung aus dem Jahr 1982 hat der Bundesgerichts-
hof bekanntlich in Form eines recht weit geratenen Leitsatzes für die Aktienge-
sellschaft festgehalten, dass der Vorstand „bei schwerwiegenden Eingriffen in die 
Rechte und Interessen der Aktionäre […] verpflichtet sein [kann], gemäß § 119 
Abs.  2 AktG eine Entscheidung der Hauptversammlung herbeizuführen.“12 Ver-
stößt er dagegen, steht jedem einzelnen Aktionär ein Klagerecht gerichtet auf Un-
terlassung oder, je nach Fortschritt des Kompetenzübergriffs, Wiederherstellung 
des früheren Zustands zu. An diesen Grundsätzen hat er in der Sache auch mehr 
als zwanzig Jahre später in den beiden Gelatine-Entscheidungen festgehalten,13 
wenn auch mit restriktiver Tendenz und gestützt auf eine andere dogmatische 
Begründung. Diese Rechtsprechung hat in der Literatur eine sich nun fast schon 
über drei Jahrzehnte erstreckende, ebenso extensive wie facettenreiche Diskus-
sion ausgelöst. Der Schwerpunkt des Interesses konzentriert sich dabei nach wie 
vor auf das Aktienrecht. Dafür kommen abgesehen von dem Umstand, dass die 
Holzmüller-Doktrin dort ihren Ursprung genommen hat, unterschiedliche Ursa-
chen in Betracht. Zunächst einmal ist sicher zu berücksichtigen, dass das Aktien-
recht seiner Struktur nach für die Ausbildung ungeschriebener Zuständigkeiten 
und individueller Klagebefugnisse nicht besonders prädestiniert ist. Es gibt also 
besonderen Anlass, sowohl die Berechtigung als auch die weiteren Implikationen 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung kontrovers zu diskutieren, was sich in er-
wartbarer Weise auch im Diskussionsvolumen niederschlägt. Eine andere Frage ist, 
ob die Holzmüller-Doktrin auch inhaltlich ein spezifisch aktienrechtlich geprägtes 
Rechtsinstitut ist, das in einer Weise auf den Besonderheiten des Aktienrechts auf-
setzt, die eine Übertragung auf andere Rechtsformen ausschließt. Nicht bestreiten 
lassen dürfte sich allerdings, dass jedenfalls die zugrunde liegenden Sachfragen 
übertragbar sind. Denn auf einer allgemeinen Ebene geht es letztlich nur um Fra-
gen der Kompetenzabgrenzung und Kompetenzdurchsetzung, die sich grundsätz-
lich überall dort stellen können, wo Personenvereinigungen zumindest Ansätze 
zu einer differenzierten Binnenorganisation mit gegeneinander abgrenzbaren 
verbandsinternen Entscheidungsinstanzen ausbilden. Die Überlegungen müssen 
sich also darauf konzentrieren, wie die Antwort auf diese Sachfragen vor dem 
Hintergrund einer abweichend geregelten gesetzlichen Kompetenzordnung und 
weitergehenden statuarischen Gestaltungsspielräumen auszufallen hat. Dies ist für 
das Vereinsrecht bislang nur in Ansätzen diskutiert worden.14 Die meisten Stel-
lungnahmen sind eher kursorischer Natur oder beschränken sich auf Einzelfragen. 
Zeitlich liegen sie zudem zumeist noch vor den Gelatine-Entscheidungen, so dass 
neuere Entwicklungen der aktienrechtlichen Diskussion noch nicht berücksichtigt 
werden konnten.

12  s. BGHZ 83, 122.
13  BGHZ 159, 30; BGH NZG 2004, 575.
14  s. für eine umfassende Aufarbeitung des einschlägigen Schrifttums unten, § 7 B.II.


